Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 413 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
und des Feststellungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Gesetz über den Lastenausgleich (Lasten- 
ausglcichsgesetz - LAG) vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung des 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Lasten- 
ausj^leichsgesetzes und des Fesistcilungsgesetzes 
vom 24. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 693) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 1 wird folgender Satz 2 
angefügt : 

„Ein Schaden gilt auch dann als in den 
Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linic ent- 
standen, sofern es sich 

a) um eine Reichsmarkspareinlage (Satz 1 
Nr. 2 Buchst, c) handelt und diese bei 
einer Niederlassung eines Geldinstitutes 
unterhalten wurde, die ihren Sitz west- 
lich der Oder-Nciße-Linic hatte, sofern 
die Gemeinde, in deren Bezirk die Nieder- 
lassung bestand, sich östlich und west- 
lich der Oder-Nciße-Linie erstreckte, 

b) um einen Anteilsvcrlust (Satz 1 Nr. 2 
Buchst, e) handelt und die Kapitalgesell- 
schaft oder die Erwerbs- oder ^('irtschafts- 
genossenschaft ihre Betriebsstätten und 
ihre tatsächliche Geschäftsleitung im 
Gebiet östlich der Oder-Neiße-Linie hatte, 
die Gesellschaft oder Genossenschaft 


jedoch bei einem Rcgistergericht, das in 
einer von Oder oder Neiße durdi- 
schnittenen Gemeinde westlich dieser 
Flüsse lag, oder beim Registergericht 
Berlin-Mitte eingetragen war.” 

2, In § 14 Abs. 1 werden cingefügt 

a) in Satz 1 erster Halbsatz nadi der 
Klammer „(Gebietsstand vom 31. De- 
zember 1937)” die Worte „in den 1938 
an das Deutsche Reich abgetretenen zu- 
vor tschechoslowakischen Gebieten, im 
Memelgebiet oder im Gebiet des Frei- 
staats Danzig” ; 

b) in Satz 1 zweiter Halbsatz nach den 
Werten „31. Dezember 1937” die Worte 
„die 1938 an das Deutsche Reich ab- 
getretenen zuvor tschechoslowakischen 
Gebiete, das Memelgcbiet und der Frei- 
staat Danzig“ ; 

c) nach Satz 2 der folgende Satz 3 : 

„In den nach dem 31. Dezember 1937 
an das Deutsche Reich abgetretenen 
Gebieten sowie im Gebiet des Frei- 
staats Danzig werden Ostschäden nur 
berücksichtigt, soweit das Vermögensgut 
bereits im Eigentum des Geschädigten 
oder seines Erblassers stand, im Falle 
der zuvor tschechoslowakischen Gebiete 
am 1. Oktober 1938, im Falle des 
Memelgebietes am 22. März 1939 und 
im Falle des Freistaats Danzig am 
1. September 1939.” 
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3. In § 230 werden 

a) die Absätze 1 und 2 durdi folgenden 
neuen Absatz 1 ersetzt: 

„(1) Vertreibungsschäden kann der Ge- 
schädigte nur geltend machen, wenn er 
die Voraussetzungen des § 10 des Bun- 
desvertriebenengesetzes erfüllt. ” 

b) die bisherigen Absätze 3 und 4 Absätze 
2 und 3. 

4. § 254 Abs. 3 wird wie folgt neu gefaßt; 

„(3) Als Vorhaben im Sinne des Absatzes 1 
gilt auch der Bau einer Wohnung für 
Personen, die Vertreibungsschäden oder 
Kriegssachschäden geltend machen können, 
sofern sie durch die Siiädigung den not- 
wendigen Wohnraum verloren haben und 
bis zum Zeitpunkt der Antragstellung 
ausreichende Wohnmöglichkclten zu be- 
schaffen nicht in der Lage waren. Ein 
Aufbaudat lehen für den Wohnungsbau 
kann ferner gewährt werden für Personen, 
die Vertreibungsschäden oder Kriegssach- 
schäden geltend machen können und den 
nötigen Wohnraum verloren haben, aber 
eine angemessene Wohnung wieder besitzen, 
sofern diese aus vertretbaren Gründen, 
insbesondere wegen ihres Gesundheits- 
zustandes, der Lage ihres Arbeitsplatzes, 
der Ausbildung ihrer Kinder oder der Zu- 
sammenführung ihrer getrennt lebenden 
Familie, ihren Wohnort zu wechseln be- 
absichtigen.” 

5. In § 259 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem 
Wort „fünf” nach einem Komma die 
Worte „in besonders begründeten Fällen 
mindestens drei” eingefügt; dem Satz 1 
wird nach einem Semikolon folgender 
Halbsatz angefügt: 

„handelt es sich um Arbeitsplätze für min- 
destens 45jährige Angestellte, so genügt 
die Schaffung von zwei Arbeitsplätzen.” 

6. In § 260 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Der Hödistbetrag des Arbeitsplatzdar- 
lehens an einen Betrieb beträgt insgesamt 
200000 Deutsche Mark.” 

7. In § 276 Abs. 1 tritt an die Stelle der 
Sätze 2 und 3 folgender neuer Satz 2 : 


„Sie erhalten auf Grund dieser Versicherung 
für sich und ihre zuschlagberechtigten 
Angehörigen Krankenversorgung in der- 
selben Art und demselben Umfang wie 
Empfänger von Fürsorgeleistungen.” 

Satz 4 wird Satz 3. 

8. In § 295 werden angefügt 

a) in Absatz 1 folgende Sätze 3 und 4: 

„Die in Satz 1 genannten Beträge er- 
höhen sich entsprechend dem Familien- 
stand des Geschädigten im Zeitpunkt 
der Schädigung; es werden gewährt 

1. für den vom Geschädigten nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
ein Zuschlag von 200 DM; 

2. für jeden weheren, zum Haushalt 
des Geschädigten gehörenden und 
von ihm wirtschaftlich abhängigen 
Familienangehörigen, sofern dieser 
zu dem in § 294 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 
genannten Personenkreis gehört, nicht 
selbst entschädigungsberechtigt ist und 
am 31. Dezember 1944 das 14. Le- 
bensjahr vollendet hatte, ein Zuschlag 
von 150 DM; 

3. für jeden weiteren, zum Haushalt 
des Geschädigten gehörenden und 
von ihm wirtschaftlich abhängigen 
Familienangehörigen, sofern dieser zu 
dem in § 294 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 
genannten Personenkreis gehört, nicht 
selbst entschädigungs berechtigt ist und 
am 31. Dezember 1944 das 14. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, 
ein Zuschlag von 100 DM. 

Die Zuschläge werden jedoch nur für 
solche Personen gewährt, die am 1 . April 
1952 am Leben waren.”; 

b) in Absatz 3 folgender Satz 2: „Die 
Zuschläge nach Satz I entfallen insoweit, 
als für den gleichen Familienangehöri- 
gen bereits nach Absatz 1 Satz 3 ein 
Zuschlag gewährt worden ist.” 

9. § 323 Abs. 3 wird gestrichen. Die Absätze 
4 und 5 werden Absätze 3 und 4. 
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Artikel 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Gesetz über die Feststellung von Ver- 
treibungsschäden und Kriegssachschäden (Fest- 
stellungsgesetz) in der Fassung vom 14. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 535) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt : 

„Ein Schaden gilt auch dann als in den 
Gebieten Östlich der Oder-Nelße-Linie ent- 
standen, sofern es sich 

a) um eine Reichsmarkspareinlage (Satz 1 
Nr. 2 Buchst, c) handelt und diese bei 
einer Niederlassung eines Geldinstitutes 
unterhalten wurde, die ihren Sitz west- 
lich der OJer-Neiße-Linie hatte, sofern 
die Gemeinde, in deren Bezirk die 
Niederlassung bestand, sich östlich und 
westlich der Oier-Neiße- Linie erstreckte, 

b) um einen Anteils v^erlust (Satz 1 Nr. 2 
Buchst, e) handelt und die Kapitalgesell- 
schaft oder die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaft ihre Betriebsstätten 
und ihre tatsächliche Geschäftsleitung im 
Gebiet östlich der Oder Neiße-Linie hatte, 
dx Geseilschafc oder Genossenschaft je- 
doch bei einem Registergericht, das in 
einer von Oder oder Neiße durch- 
schnittenen Gemeinde westlich dieser 
Flüsse lag oder beim Registergeridit 
Berlin-Milte eingetragen war.” 

2. In § 5 Abs. 1 werden eingefügt: 

a) in Satz 1 erster Halbsatz nach der 
Klammer „(Gebietsstand vom 31. De- 
zember 1937)” die Worte „in den 1938 
an das Deutsche Reich abgetretenen zuvor 
tschechoslowakischen Gebieten, im Me- 
melgebict oder im Gebiet des Freistaats 
Danzig”; 


b) in Satz 1 zweiter Halbsatz nach den 
Worten „31, Dezember 1937” die 
Worte „die 1938 an das Deutsche 
Reich abgetretenen zuvor tschechoslo- 
wakischen Gebiete, das Memelgebiet 
und der Freistaat Danzig”; 

c) nach Satz 2 der folgende Satz 3 : 

„In den nach dem 31. Dezember 1937 
an das Deutsche Reidi abgetretenen 
Gebieten sowie im Gebiet des Freistaats 
Danzig werden OstsAäden nur berück- 
sichtigt, soweit das Vermögensgut bereits 
im Eigentum des Geschädigten oder 
seines Erblassers stand, im Falle der zuvor 
tschechoslowakischen Gebiete am 1. Ok- 
tober 1938, im Falle des Memelgebieres 
am 22. März 1939 und im Falle des 
Freistaats Danzig am 1. September 1939.” 

Artikel 3 
Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs, 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkün- 
dung mit Wirkung vom Inkrafttreten des 
Lastenausgleichsgesetzes (§ 375), § 1 Nr. 6 
und 9 jedoch erst mit Wirkung vom L April 
1954 in Kraft. 

Bonn, den 1, April 1954 

Dr. Modeer und Fraktion 
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